
Gegen Krieg, neoliberale Globalisierung, Sozialdump ing und Umweltzerstörung!  
Auf zu den Protesten nach Heiligendamm! 
 
Die Diskussions- & Mobilisierungsveranstaltung zu d en Protesten gegen den G8-
Gipfel im Lippstädter Kunstturm am 11.05.2007 war m it über 50 interessierten Besu-
chern ein voller Erfolg. Mehrere Interessierte meld eten sich für die Busfahrt zu der In-
ternationalen Demonstration am 2. Juni Rostock an.  Es gab eine rege und kontrover-
se Diskussion auf dem Podium und im Saal.  
 

Manfred Weretecki , Sprecher der WASG 
Hellweg, moderierte die prominente Diskussi-
onsrunde. Er kämpft als Betroffener, Gewerk-
schafter und Betriebsratsmitglied gegen die 
Auslagerung der Telekom-Festnetzsparte. Die 
Beschäftigten streiken gegen die Auslagerung 
und massive Entgeltkürzungen von über 40 
Prozent trotz unverändert hoher Dividende für 
die Aktionäre und Milliardengewinnen. Die Aus-
lagerung ist ein weiteres Mittel der Profitsteige-
rung nach der Privatisierung des ehemaligen 
gewinnbringenden Staatsbetriebes. Die G8-
Regierungen betreiben eine Politik, die die 

Löhne und Arbeitsbedingungen verschlechtert und die Profite maximiert. Die Bundesregie-
rung könnte als größter Anteilshalter der Telekom dem drohenden Jobabbau Einhalt gebie-
ten, unterstützt aber durch ihre 
Privatisierungspolitik den Telekomvorstand. 
Christine Buchholz, würde es begrüßen, wenn 
die Telekom-Streiks den G8-Gipfel in Heiligen-
damm stören würden und die Streikenden die 
Internationale Demonstration am 2. Juni in 
Rostock anführen würden.    

Christine Buchholz , die seit den Anfängen der 
globalisierungskritischen Bewegung in der 
Vorbereitung von Gipfelprotesten aktiv ist und 
heute die G8-Kampagne der neuen LINKEN als 
WASG-Bundesvorstandsmitglied organisiert, 
berichtete darüber, dass Entwürfe der offiziellen Erklärungen der G8-Regierungen an die Öf-
fentlichkeit geraten sind. Darin heißt es: „Wir bekräftigen unser Ziel globale Lösungen zu er-
arbeiten, um den Kampf gegen den Klimawandel mit der wirtschaftlichen Entwicklung zu ver-

söhnen, indem wir die Belastung fair in der Welt 
verteilen.“ In dieser Feststellung stecken gleich zwei 
Lügen. Lüge Nr. 1: Die G8 tut etwas gegen den 
„Klimawandel.“ Lüge Nr. 2: Die Belastungen einer 
Klimapolitik werden fair verteilt. 

Die G8-Staaten sind für 43 Prozent des weltweiten 
CO2-Ausstoßes verantwortlich, dabei leben in ihnen 
gerade mal 13 Prozent der Weltbevölkerung. Von 
1990 bis 2020 sollen die CO2-Emissionen laut G8-
Absichtserklärung um 20 Prozent vermindert 
werden. Das Gegenteil ist bisher passiert (Kanada 

+30%). Möchtegern-Umweltengel Angela Merkel und die Bundesregierung haben in den letz-
ten Jahren im wahrsten Sinne des Wortes das Klima angeheizt. So wurden schärfere CO2-



Grenzwerte für Autos auf EU-Ebene verhindert, vierzig 
neue Kohlekraftwerke sind in Planung. Daimler und die 
Nutzfahrzeugsparte von VW und Audi unterstützen den 
G8-Gipfel finanziell. 

Die Belastung durch den Klimawandel tragen die ärms-
ten Menschen in den ärmsten Ländern der Welt, die 
tatsächlich aber am wenigsten zum CO2-Ausstoß bei-
tragen. Sie sind schutzlos Unwettern und Fluten und 
Versteppung ausgesetzt. Sie werden als erste vor Um-
weltkatastrophen und Wassermangel fliehen müssen. 

Der Publizist Thomas Ebermann , der Vertreter des 
ökosozialistischen Flügels der Grünen und für diese 
1987-88 im Bundestag war, führte aus, dass die G8 
miteinander konkurrieren. Es könne nicht angehen, 
dass das Bild eines heimaltlosen Marktes oder des in-
ternationalen Finanzmarktes die G8-Staaten als Opfer 
der kapitalistischen Entwicklung hinstelle. Die National-

staaten hätten keine Macht verloren. Man könne den Kapitalismus nicht reparieren, die Men-
schen seien entfremdet, verdinglicht und verblödet, wenn sie dies nicht erkennen würden. 
Der Kapitalismus sei nicht nur krisenhaft, dies sei verharmlosend. Es demonstrierten in 
Deutschland weniger Menschen gegen den Kosovo-Krieg als gegen den Irak-Krieg, weil 
Deutschland beim Irak-Krieg nicht beteiligt war. Nationale Interessen würden sich hier aus-
drücken. Er kritisiert es, wenn das angeblich gute sozialstaatliche Europa gegen das böse 
kapitalistische Amerika gestellt wird. Er 
kritisiert den sozialen und kapitalistischen 
Nationalismus auf Seiten der G8-Proteste 
und Regierungen. Erst auf Nachfrage 
erklärte Thomas Ebermann, dass er die 
G8-Proteste in dem Rahmen seiner 
Analyse unterstützen würde.         

 
Frank Gockel , Vorsitzender des Vereins 
”Hilfe für Menschen in Abschiebehaft 
Büren e.V.” und Träger des Aachener 
Friedenspreises 2006, erklärte, dass das 
Thema Migration auf den G8-Protesten 
größeren Raum einnehmen müsse. Er 
erklärte dass Somalia eine stabile agrarische Volkswirtschaft war. Die Einbindung in den 
Weltmarkt und von der WTO geförderte Marktöffnung führte zu Verarmung und Hunger trotz 

Produktionsüberschüssen an Getreide. Die Fische-
reinationen Senegal und Mauretanien seien durch 
Überfischung durch die EU und die Subventionie-
rung von Agrarprodukten durch die EU verarmt. Es 
werde zu einem Krieg mit Militäreinsatz zwischen 
Arm und Reich an den EU-Außengrenzen kommen. 
In den Gesetzen würden immer weniger humanitäre 
Aspekte berücksichtigt, nur wirtschaftliche nützliche 
Migration wird erlaubt. Alle G8-Regierungen gehen 
unmenschlich mit Flüchtlingen um. Nur die Abschaf-
fung der Nationalstaaten würde zur Abschaffung der 
Abschiebehaft führen. Am 25. Mai macht die „Kara-



wane für die Rechte der Flüchtlinge und MigrantInnen“ auf dem Weg zu den Gipfelprotesten 
in Büren Station.  
 
Heinz Rittermeier , Regionsvorsitzender des DGB Hellweg-Sauerland, führte aus, dass man 
früher vom Nord-Süd-Konflikt gesprochen habe, heute spreche man von Globalisierung. Er 

sei nicht gegen Globalisierung: Die erste 
internationale Bewegung sei die 
Arbeiterbewegung gewesen. Es ginge heute 
aber international nur noch um eine maximale 
Dividende und nicht um die Menschen, mit 
Nationalismus habe dies nichts zu tun. Die 
internationalen Konzerne betreiben über 
Standortkonkurrenz Sozialdumping. Wenn 
die Sozialstandards und Löhne gesenkt 
werden, ziehen andere nach, es gibt einen 
Dominoeffekt. Deutschland sei kein 
Hochlohnland mehr sondern Motor für 
Sozialdumping. Die Gewerkschaften waren 
bei den Weltwirtschaftgipfeln dabei, nur 
George W. Bush hatte sie ausgeladen. 

Deutsche Gewerkschaften und Firmen müssten international für bessere Arbeitsbedingungen 
sorgen wie mit Bündnissen gegen Kinderarbeit. Viele Menschen meinen mit einer privaten 
Rente besser zu fahren, aber das Geld wird in Hedgefonds angelegt und führt zu Arbeits-
platzvernichtung. Die USA würden das Thema Klimaschutz nicht kapieren. Die Welt wäre so 
vielleicht schon mal vor unserer Zeit untergegangen. Proteste wären okay, aber man müsse 
sich alltäglich engagieren. 
 
In der anschließenden Diskussion ging Christine Buchholz  auf die Beiträge der Mitdiskutan-
ten ein:  
- Es gäbe eine interimperialistische Konkurrenz der G8, aber sie handeln wie eine Bande 
verfeindeter Freunde für das gemeinsame Interesse einer neoliberalen Globalisierung. Si-
cherlich wolle die EU mit Sozialabbau und neoliberalen Reformen Nr. 1 auf dem Weltmarkt 
werden, man müsse für soziale Standards kämpfen und gegenhalten.  
- Gegen den Kosovo-Krieg gab es weniger Proteste in Deutschland als gegen den Irak-Krieg. 
Weil in ersten Fall die SPD und die ehemals „gewaltfreien“ Grünen den Krieg mitgetragen 
haben. Im letzten Fall haben sich SPD und Grüne verbal gegen den Krieg gestellt, ihn aber 

im Hintergrund logistisch etc. unterstützt.       
- Sie würde in der neuen LINKEN für die internationalisti-
sche Position offener Grenzen für alle Menschen streiten.  
- Sie wünscht sich, dass die Gewerkschaften Teil der 
Proteste sind; Selbstverpflichtungen und Absichtserklä-
rungen der G8 wären nur soziale Floskeln. 
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